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Weltklimapolitik im Kongobecken: Neue 
Chance oder Ökorente für die Eliten?
Korinna Horta und Madeleine Gereke
Vom 29. März bis 8. April 2009 fanden in Bonn Vorbereitungsverhandlungen für die UN-
Weltklimakonferenz im Dezember in Kopenhagen statt. Seit der UN-Klimakonferenz von 
2007 in Bali steht der Erhalt der Tropenwälder auf der Tagesordnung der internationalen 
Klimaverhandlungen. Neben der Reduzierung des CO2-Ausstoßes der Industrieländer 
wird ein entscheidender Beitrag zur Verminderung des Klimawandels von Ländern er-
wartet, die über reichhaltige Waldvorkommen verfügen. Damit rücken die Staaten des 
Kongobeckens in den Mittelpunkt des internationalen Interesses, da sie nach Amazonien 
über das zweitgrößte tropische Regenwaldgebiet verfügen. Der Bali-Aktionsplan ruft 
zu Initiativen auf, um Emissionen aus Entwaldung und Walddegradierung zu verrin-
gern – bekannt als REDD, Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degradation in 
Developing Countries.
Analyse:
Obgleich die REDD-Initativen für das Kongobecken noch am Anfang stehen, zeichnen 
sich doch bereits zahlreiche grundlegende Probleme ab:
Die bi- und internationalen Geberinitiativen, um den Tropenwaldschutz zu finan-
zieren und praktisch umsetzen, sind weitgehend unzureichend koordiniert, und 
zahllose technische Probleme sind noch ungelöst.
Bei den Empfängerländern handelt es sich meist um autoritär regierte Staaten, die 
weder über eine effiziente Verwaltung noch über eine „gute“ Regierungsführung 
oder eine positive Entwicklungsbilanz verfügen.
Dass die zusätzlichen Finanzmittel zum Erhalt des Tropenwaldes als Ökorente von 
den regierenden Eliten für deren Bereicherung missbraucht werden, ist daher nur 
schwer auszuschließen.
Außerdem sind die Staaten des Kongobeckens für gravierende Menschenrechtsver
letzungen bekannt, so dass kaum zu erwarten ist, dass die Bedürfnisse von rund 60 
Millionen traditionellen und kleinbäuerlichen Waldnutzern sowie von Waldvölkern 
berücksichtigt werden, deren nachhaltige Beteiligung als unerlässlich für den Erfolg 
des Waldschutzes angesehen wird.
Durch all diese kaum überschaubaren Schwierigkeiten birgt der mögliche Nutzen 
der REDD-Initiative zum Schutz des Tropenwaldes erhebliche Risiken.
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1.	 REDD:	Klimaschutz	durch	Regenwaldschutz
Die Klimarahmenkonvention der Vereinten Natio-
nen, „The United Nations Framework Convention on 
Climate Change“ (UNFCCC), geht davon aus, dass 
die Emissionen, die bei der Zerstörung und Abhol-
zung von Wäldern entstehen, rund 20 % der durch 
den Menschen verursachten Treibhausgase ausma-
chen. Dies führte dazu, dass die Rolle der Wälder im 
Rahmen der internationalen Klimaverhandlungen 
wieder in den Mittelpunkt der Verhandlungen ge-
rückt ist. Während die Reduzierung von Treibhaus-
gasen dadurch erreicht werden soll, dass die Nut-
zung fossiler Brennstoffe vor allem in den Indust- 
rie- und Schwellenländern zurückgenommen wer-
den soll, bietet sich eine weitere relativ kostengünsti- 
ge Möglichkeit an, um CO2-Emissionen zu vermei-
den: die Emissionen aus der Entwaldung (mindes-
tens 90 % der übererdigen Biomasse des Waldes sind 
zerstört) und der Degradierung (Ausdünnung) von 
Wäldern zu verringern.
Auf der UN-Klimakonferenz in Bali 2007 wur-
de Reducing Emissions from Deforestation and Forest 
Degradation (REDD) erstmals offizieller Programm-
punkt der internationalen Klimapolitik und in den 
Bali-Aktionsplan aufgenommen. Ungeklärt ist noch, 
ob REDD tatsächlich ins Kyoto-Nachfolgeabkom- 
men einbezogen werden wird, das auf der nächsten 
UN-Weltklimakonferenz im Dezember 2009 in Ko-
penhagen verhandelt werden soll. Der Grundgedan-
ke von REDD ist, dem im Wald gespeicherten CO2 
einen materiellen Wert beizumessen und damit den 
Schutz der Wälder mindestens genauso profitabel zu 
machen wie deren Abholzung. Die betroffenen Län-
der, vor allem Entwicklungsländer, sollen einen Aus-
gleich für den Erhalt ihrer Wälder bekommen.
Aufgrund der globalen Bedeutung des Tropen- 
waldes im Kongobecken betrachten die Geberländer 
und internationale Entwicklungs- und Finanzinsti-
tutionen die dortigen Staaten als Spitzenkandidaten 
für das REDD-Programm, an dem die betreffenden 
Regierungen bereits großes Interesse bekundet ha-
ben. Mit ,7 Mio. km2 ist das Kongobecken – nach 
Amazonien – das zweitgrößte Tropenwaldgebiet der 
Erde und umfasst ein Viertel des weltweit verbliebe-
nen tropischen Regenwaldes – und damit eine der 
wichtigsten Quellen der Biodiversität.2 Zu den be- 
troffenen Ländern des Kongobeckens zählen Äqua- 
torialguinea, Burundi, Gabun, Kamerun, Demokrati- 




sche Republik Kongo, Republik Kongo, Ruanda, São 
Tomé & Príncipe, Tschad und Zentralafrikanische 
Republik, die sich zur regionalen Koordination der 
Waldschutzpolitik in der Waldkommission Zentral-




Da REDD auf dem Konzept beruht, dem Waldschutz 
einen ökonomischen Wert beizumessen, entsteht die 
Frage, wie die „Kosten“ der Entwaldungs- und De-
gradierungsrate eines Landes zu berechnen sind. 
Hierzu ist vorgesehen, jedem der betroffenen Länder 
eine „historische“ Referenzgröße der Emissionen (aus 
Entwaldung und Degradierung), eine „baseline“, für 
einen bestimmten Zeitraum zuzuweisen, auf deren 
Grundlage dann die „vermiedene“ Entwaldung ge- 
messen und entsprechende Ausgleichszahlungen ge- 
leistet werden sollen. Jedoch herrscht noch große Un-
einigkeit über die genaue Methode, eine solche natio-
nale Referenzgröße der Entwaldung festzulegen.
Ganz gleich, welche der vorgeschlagenen Bemes-
sungsmethoden angewandt werden sollen, gibt es 
ein grundlegendes Problem: Bisher fehlen empirisch 
geprüfte Daten zu den jeweiligen Entwaldungs- und 
Degradierungsraten der meisten Länder. Nur wenige 
Länder, mit Ausnahme von Brasilien, verfügen über 
die finanziellen und technischen Mittel, die eigene 
Abholzungsrate zu ermitteln oder die tatsächliche 
Entwaldung und Degradierung des Waldes zu über-
wachen. Deshalb gibt es bisher fast keine oder nur lü-
ckenhafte Datensammlungen, um die Entwaldungs- 
und Degradierungsraten festzustellen (Streck 2008).
Weitaus schwieriger, als die Zerstörung des Wal- 
des zu messen, ist es, exakte wissenschaftliche Da-
ten zu erhalten, um die Degradierung des Waldes 
festzustellen. Dazu fehlt noch immer eine einheit-
liche und allgemeingültige Definition dieses Sach-
verhalts. So bilden die Methoden, um die nationalen 
Referenzgrößen festzulegen, weiterhin eine Her-
ausforderung, die gemeistert werden muss, wenn 
REDD glaubhaft umgesetzt werden soll.
2.2.	 Ursachen	von	Entwaldung	
Internationale Initiativen zum Schutz des Waldes sind 
nicht nur mit den Problemen der Messung und der 
Finanzierung konfrontiert, sondern müssen, um der 
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Entwaldung wirksam begegnen zu können, ebenfalls 
deren Ursachen identifizieren. Diese haben zumeist 
ihren Ursprung in den internationalen Märkten für 
land- und forstwirtschaftliche Produkte. Beispiele 
dafür sind die Abholzung von Regenwäldern für 
Palmplantagen in Indonesien, für Rinderzucht und 
Sojaanbau in Brasilien oder für den industriellen 
Holzmarkt im Kongobecken. Weitere Ursachen der 
Entwaldung liegen in unzureichend durchdachter 
Investitionspolitik, schwachen Regierungen und in-
effektiven, korruptionsanfälligen Institutionen. Nicht 
selten führen die Ursachen der Entwaldung auch zu 
wachsender Ungleichheit, wie die Vertreibung der 
traditionellen und kleinbäuerlichen Waldnutzer. Die-
se, darunter oft Waldvölker (indigene Völker), werden 
aufgrund expandierender landwirtschaftlich-indus-
trieller Produktion aus ihren angestammten Gebie-
ten vertrieben.
Die Gründe für Entwaldung und Degradierung 
des Waldes hängen folglich direkt mit der politischen 
und wirtschaftlichen Lage eines Landes zusammen. 
Korrupte, schwache Regierungen mit ihren ineffek-
tiven Verwaltungen haben zum einen nicht die Mit-
tel, gegen die Zerstörung der Wälder vorzugehen, 
und zum anderen sind sie anfälliger gegenüber kurz-
fristig lukrativen (teils illegalen) Geschäften mit der 
Abholzung ihrer Wälder.
2.3.	 Waldnutzer	
Eine effektive Politik zum Schutz des Waldes muss 
auch die Frage der Land- und Ressourcennutzungs-
rechte der Bevölkerungsgruppen mit einschließen, de- 
ren Lebensgrundlage zum großen Teil direkt vom 
Wald und dessen Ressourcen abhängig ist. Diese 
Gruppe der Waldnutzer (forest dependent people) wird 
weltweit auf ,2 Milliarden Menschen geschätzt 
(World Bank 2008). Für das gesamte Kongobecken 
wird die Zahl der Waldnutzer, die fast ausschließlich 
vom Wald abhängig sind, auf über 63 Millionen Men- 
schen geschätzt, allein für die DR Kongo auf 40 Mil-
lionen (Inspection Panel 2007; African Development 
Bank Group 2009). Im Kongobecken leben vor allem 
Waldvölker wie die Mbuti, Aka, Baka und Twa (so 
genannte „Pygmäen“), deren Zahl auf 150.000 bis 
300.000 geschätzt wird. Ihr Lebensraum und ihre 
Rechte sind durch den industriellen Holzeinschlag 
immer stärker bedroht.
Die Herausforderung für die nationale und die 
internationale Waldschutzpolitik besteht darin, dass 
diese Personengruppe in den betreffenden Ländern 
zu den am stärksten benachteiligten und ärmsten 
Bevölkerungsgruppen zählt. Zudem verfügen die-
se Waldnutzer über traditionelles Wissen bezüglich 
der Nutzung des Waldes. So ist inzwischen weit-
gehend anerkannt, dass diese Expertise für ein mo-
dernes Waldschutzmanagement nicht übergangen 
werden kann. Dies verdeutlicht, dass die Wald- und 
Klimaschutzpolitik hier zugleich auch „Sozialpolitik“ 
im Sinne von Armutsbekämpfung sein muss, die die 
betroffene Bevölkerung mit einbezieht.
Auch wenn die meisten Waldnutzer und Wald-
völker in aller Regel nur sehr eingeschränkten Zu-
gang zu Informationen über die gegenwärtigen Ver- 
handlungen der Klimapolitik und die mögliche 
Einbindung des Waldschutzes in internationale Kli- 
maabkommen hatten, haben einige ihrer Interes-
senvertretungen das REDD-Programm aufgegriffen: 
Einerseits äußern sie die Hoffnung auf noch nie da 
gewesene Möglichkeiten zum Schutz der Wälder, 
andererseits sehen sie aber die Gefahr, dass REDD 
zu einer noch stärker zentralisierten, Top-down-Ent- 
scheidungsfindung führt, die Vertreibung und Ent-
eignung unter dem Vorwand des Waldschutzes för-
dert (Tebtebba 2008).
Im November 2008 trafen sich in Kinshasa Re-
präsentanten der Waldvölker und Nichtregierungs-
organisationen aus dem Kongobecken, um über die 
Rolle der Wälder in einem zukünftigen Klimaab-
kommen zu diskutieren. In der Abschlusserklärung 
der Konferenz fordern sie die Beteiligung indige-
ner Bevölkerungsgruppen an den Entscheidungs-
prozessen zu REDD und an nationalen Gesetzesre-
formen, was die Anerkennung der Landnutzungs-
rechte der Waldvölker in allen Kongobeckenstaaten 
beinhaltet (Declaration of Indigenous Communities 
2008). Die Anerkennung der Landnutzungsrechte 
traditioneller Waldnutzer wird auch für internatio-
nale Klima- und Waldschutzabkommen verlangt.
3.	 Finanzierung	von	REDD
Schätzungsweise werden 12 Mrd. bis 30 Mrd. US$ 
jährlich benötigt, um eine bedeutende Verringerung 
der Entwaldungsrate und der Degradierung von 
Wäldern zu erreichen (Deutsches Institut für Ent-
wicklungspolitik 2008). Ungeklärt ist jedoch noch die 
Frage, woher die finanziellen Mittel kommen und 
wie REDD damit finanziert werden soll. Drei alter-
native Ansätze werden gegenwärtig debattiert:
Der marktgestützte Ansatz sieht vor, die REDD-
Zertifikate in den Emissionshandel einzubinden. 
Das heißt, dass Länder auch CO2-Zertifikate auf 
.
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dem Emissionsmarkt verkaufen können, die sie 
durch Verminderung von Emissionen aus Ent-
waldung und Degradierung von Wäldern erwor- 
ben haben. Dieser Ansatz ist nicht unumstritten. 
Einige Umweltschutzgruppen und andere Akteu-
re befürchten, dass das Angebot an Verschmut- 
zungsrechten steigen und damit der Kohlenstoff-
preis sinken würde, was wiederum Industrie- und 
Schwellenländer dazu verleiten könnte, mehr 
Verschmutzungsrechte einzukaufen, statt in er- 
neuerbare Energien und alternative Energiege-
winnung zu investieren. Andere Gruppen vertre-
ten die Position, dass der öffentliche Sektor allein 
nicht in der Lage wäre, die notwendigen Mittel für 
den Waldschutz bereitzustellen, und dass daher 
Kohlenstoffmärkte unumgänglich seien. Sie ver- 
weisen auf mögliche technische Lösungen, um eine 
Überschwemmung des Marktes mit REDD-Zerti-
fikaten zu verhindern und so den Kohlenstoffpreis 
zu stützen (Environmental Defense Fund 2008).
Marktgekoppelte Ansätze basieren zwar ebenfalls 
auf den Dynamiken des Emissionsmarktes, auf 
diesem jedoch können REDD-Zertifikate nicht 
oder nur sehr eingeschränkt gehandelt werden. 
Vertreter der Idee des marktgekoppelten Mecha-
nismus sind Greenpeace sowie Norwegen und 
das Climate Action Network International (CAN), die 
jeweils einen eigenen Vorschlag erarbeitet haben. 
Bei diesen Vorschlägen handelt es sich darum, 
einen separaten Markt für REDD-Zertifikate zu 
schaffen, ein ganz neues Kohlenstoffzertifikat ein-
zuführen oder REDD über die Versteigerung von 
Emissionsrechten auf internationalen oder regio-
nalen Kohlenstoffmärkten zu finanzieren.
Im fondsgestützten Ansatz soll REDD ähnlich 
wie Entwicklungshilfe mit öffentlichen Geldern 
der internationalen Gemeinschaft, über Spenden 
oder auch aus Steuereinnahmen finanziert werden 
(Deutsches Institut für Entwicklungspolitik 2008).
4.	 REDD-Geber-Initiativen	im	Kongobecken
Die zehn in der COMIFAC zusammengeschlossenen 
Länder des Kongobeckens haben es sich zur Aufgabe 
gemacht, die zwischenstaatliche Zusammenarbeit 
der Waldpolitik zu koordinieren und den Dialog 
zwischen zivilgesellschaftlichen Organisationen und 
dem Staat zu fördern und zu lenken (COMIFAC 
2008). Auf ihrem Treffen im September 2008 in 
Bangui, Zentralafrikanische Republik, forderten die 
zuständigen Minister die forcierte Unterstützung sei-
tens der internationalen Gebergemeinschaft, um die 
2.
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zukünftige Beteiligung ihrer Länder an REDD vor-
zubereiten und um ihre Initiativen innerhalb der 
COMIFAC koordinieren zu können.
Internationale Geber zeigen ihrerseits großes In- 
teresse daran, die Kongobeckenstaaten bei der Orga- 
nisation und der Überwachung ihrer Waldschutz-
politik zu unterstützen. Jedoch richten sich die meis- 
ten Geberinitiativen nicht an die COMIFAC als mög-
liche regionübergreifende Koordinierungsinstanz, 
sondern zumeist direkt an einzelne Länder des 
Kongobeckens.
Während die UNFCCC noch über das Folge-
abkommen zu Kyoto und die mögliche Aufnahme 
des Waldschutzprogrammes REDD verhandelt, stellt 
neben einer Reihe bilateraler Gebern die Weltbank 
bereits Mittel für erste REDD-Aktivitäten zur Ver-
fügung. Folgende Programme und Projekte sind be-
reits im Kongobecken angelaufen:
Kongobecken-Waldpartnerschaft (Congo Basin For- 
est Partnership – CBFP): deutsch-französisches Pro-
jekt mit Japan, den USA u. a. als Gründungsmitglie-
dern, das 2002 anlässlich des Weltgipfels zur Nach-
haltigkeit in Johannesburg gegründet wurde.3
Kongobecken-Waldfonds (Congo Basin Forest Fund): 
norwegisch-britisches Projekt, das 2008 ins Leben 
gerufen wurde, um die Kongobeckenstaaten bei der 
Forstverwaltung und Waldbewirtschaftung zu un-
terstützen, um die Entwaldungsrate zu senken.4
Strategisches Programm für nachhaltiges Handeln 
im Kongobecken (Strategic Program for Sustainable 
Management in the Congo Basin): einer der im Januar 
2009 beschlossenen fünf neuen programmatischen 
Ansätze der Global Environment Facility (GEF).
UN REDD Initiative: im Juli 2008 gegründete Ko-
operation zwischen der Ernährungs- und Land-
wirtschaftsorganisation (Food and Agriculture Or-
ganization – FAO), dem Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen (United Nations Develop-
ment Program – UNDP) und dem Umweltpro-
gramm der Vereinten Nationen (United Nations En-
vironment Program – UNEP), welche die Umsetzung 
von REDD unterstützen soll.5
Forest Carbon Partnership Facility: Initiative der 
Weltbankgruppe, die ebenfalls Entwicklungslän-
der darin unterstützen soll, gegen die Zerstörung 
und Degradierung ihrer Wälder vorzugehen, und 
3 Deutsch-Französische Zusammenarbeit, Entwicklungszusam-
menarbeit – 9. Deutsch-Französischer Ministerrat (Straubing, 
9. Juni 2008), www.deutschland-frankreich.diplo.de/Entwick 
lungszusammenarbeit-9,3461.html (Zugriff: 15.04.2009).
4 Congo Basin Forest Fund, www.cbf-fund.org/ (Zugriff: 15.04.2009).
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auf der Klimakonferenz in Bali im Dezember 2007 
ins Leben gerufen wurde (siehe unten).
Einige dieser Initiativen befinden sich noch in der 
Anfangsphase, und vollständige Informationen sind 
noch nicht verfügbar. Jedoch zeigt sich schon, dass 
viele der Themen und Ziele überlappen. Allen sind 
folgende Eckpunkte und Ziele gemeinsam:
nachhaltiges Management natürlicher Ressourcen,
Unterstützung nationaler Politik und nationaler 
Strategien zur Umsetzung von REDD,
Methoden zur Messung und Überwachung von 
Entwaldung und Degradierung des Waldes,
Stärkung nationaler Institutionen und Regierungen 
sowie Erhöhung von deren Leistungsfähigkeit.
Angesichts der thematischen Überlappung ist offen-
kundig, dass die Effektivität von REDD-Initiativen 
durch die große Zahl von Gebern mit unterschied-
lichen Politiken und Methoden gefährdet ist. Genau 
wie bei der gewöhnlichen Entwicklungshilfe führt 
eine ausufernde Zahl von Gebern, mit unterschied-
lichen Regelwerken, Ansprüchen und Voraussetzun-
gen, zu einer zusätzlichen Bürde für die ohnehin 
überlastete und überforderte öffentliche Verwaltung 
in den Empfängerländern.
5.	 Weltbank:	Forest	Carbon	Partnership	Facility
Das fortgeschrittenste Projekt im Rahmen des REDD 
ist die Forest Carbon Partnership Facility (FCPF) der 
Weltbank. Die FCPF wurde 2007 gegründet und trat 
2008 in Kraft. Ziel dieses Programms ist, Entwick-
lungsländer hinsichtlich der Verringerung von Emis- 
sionen durch Entwaldung und Degradierung des 
Waldes zu unterstützen. Hierfür wurden zwei Ab-
laufpläne entwickelt (World Bank 2008):
Readiness Mechanism: Entwicklungsländern soll ge- 
holfen werden, die notwendigen technischen und 
administrativen Kapazitäten bereitstellen zu kön-
nen. Die Vorstellung dahinter ist, dass nur gut vor- 
bereitete Länder auch die nötigen Fähigkeiten und 
Kapazitäten für eine erfolgreiche Beteilung an 
REDD mitbringen. Länder, die sich REDD an-
schließen, sollen eine so genannte „Readiness Plan 
Idea Note“ (R-PIN) erstellen, ein Fahrplan, in dem 
die Länder ihre Sichtweise von REDD beschreiben 
sowie die Situation in ihrem Land und die sich dar-
aus ergebenden Herausforderungen an die Umset-






die Grundlage für den „Readiness Plan“	(R-Plan), 
der detaillierte Aussagen darüber beinhalten soll, 
welche Aktivitäten die Länder entfalten möchten, 
um sich auf REDD vorzubereiten. Hierfür wurden 
anfänglich 100 Mio. US$ bereitgestellt.
Carbon Finance Mechanism: Für dieses System zur 
Berechnung der Ausgleichszahlungen wurden an-
fänglich 200 Mio. US$ zur Verfügung gestellt.
Sechs Kongobeckenstaaten befinden sich unter den 
37 Ländern, die mittlerweile in den FCPF aufgenom-
men worden sind: Gabun, Kamerun, die DR Kon-
go und die Republik Kongo sowie kürzlich Äqua-
torialguinea und die Zentralafrikanische Republik.
Diese befinden sich nun in den Anfangsstadien 
der REDD-Vorbereitungen. Die FCPF hat einige Kri-
terien aufgestellt, die in den R-Plänen zu berücksich-
tigen sind. Diese umfassen z. B. die Rücksprache mit 
der Zivilgesellschaft und den Waldvölkern sowie 
deren direkte Beteiligung und Mitbestimmung im 
Rahmen der Projekte. Ferner fordert die FCPF die 
Länder auf, die Verursacher der Entwaldung ausfin-
dig zu machen und sicherzustellen, dass nationale 
REDD-Strategien erfolgreich sind und beispielswei-
se einen Beitrag zur Armutsbekämpfung leisten. 
Inwieweit diese guten Absichten in die Praxis umge-
setzt werden, wird sich noch zeigen müssen.
Die DR Kongo ist eines der ersten Länder, das ei-
nen R-PIN vorgelegt hat. Ein externes technisches 
Gutachten erweist jedoch, dass das Dokument kaum 
mit den lokalen Realitäten Vertrauten wurde, da 87 
Paragraphen mit dem R-PIN eines anderen Kongo-
beckenlandes übereinstimmen (Forest Carbon Part- 
nership Facility 2008). Dies legt nahe, dass mit hoher 
Wahrscheinlichkeit ausländische Berater das Doku-
ment erarbeitet haben (oder der Text einfach abge-
schrieben wurde) – vor allem aber, dass die lokale 
Bevölkerung kaum die Möglichkeit hatte, daran mit-
zuwirken. Das externe Gutachten bemängelt zudem, 
dass Land- und Ressourcennutzungsrechte sowie 
Einnahmenrechte nicht behandelt wurden und nur 
wenig über die künftige Forstverwaltung ausgesagt 
wird. Letztlich stellt dieser R-PIN keine Daten über 
die Bevölkerung bereit, die vom Wald abhängig ist; 
er verweist nur darauf, dass diese Informationen in 
Zukunft wohl gesammelt werden.
Noch ist es zu früh, um die Auswirkungen der 
Forest Carbon Partnership Facility der Weltbank ab-
schätzen zu können. Doch gibt es bereits eine Reihe 
von Hinweisen, die wenig ermutigend sind. So ist 
kaum anzunehmen, dass die im Falle des ersten R-PIN 
der DR Kongo erkennbaren Probleme einen Einzel-
fall darstellen (siehe unten zur Regierungsführung). 
2.
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Eine vom World Resources Institute in Washington und 
vom brasilianischen Instituto Centro de Vida durchge- 
führte Studie fand heraus, dass zahlreiche Dokumen-
te des REDD-Fahrplans den Fragen, wem die REDD-
Gelder zugutekommen sollen und welche Mecha-
nismen dafür sorgen, dass die Gelder dafür einge-
setzt werden, wofür sie gedacht waren, wenig Beach-
tung schenkten (World Resources Institute / Instituto 
Centro da Vida 2008).
Zudem kommt ein interner Evaluierungsbericht 
zum Darlehensgeschäft der Weltbank von 2007 mit 
Bezug zum Waldschutz zu dem Ergebnis, dass die 
Anreizstruktur der Bank nicht auf forstwirtschaft-
liche Projekte zum Waldschutz zugeschnitten ist, da 
meist auf schnelle und kostengünstige Abwicklung 
abgezielt wird (World Bank 2007). Projekte zum 
Waldschutz sind jedoch sehr zeitintensiv. Ein Kon-
trollgremium innerhalb der Weltbank prüfte 2007 
die Unterstützung forstwirtschaftlicher Investitionen 
durch die Weltbank in der DR Kongo; ihr Endbericht 
stellte fest, dass die Darlehen hauptsächlich an die 
industrielle Holzproduktion vergeben wurden und 
dass Umweltfragen und sozioökonomische Aspekte 
überwiegend außer Acht gelassen wurden, ebenso 
wie die Interessen der Bevölkerung, deren Existenz 
von den Ressourcen des Waldes abhängig ist (In-
spection Panel 2007).
6.	 Problem	Regierungsqualität
Der Report 2007 von N. Stern (Stern 2007), der die 
wirtschaftlichen Folgen der globalen Erwärmung un-
tersucht, verweist auf die Dringlichkeit, Projekte zum 
Waldschutz so schnell wie möglich auf ihre metho-
dische Brauchbarkeit hin zu prüften, um eventuelle 
technische und soziale Schwierigkeiten umgehend 
beheben zu können. Zudem fordert der Report da-
zu auf, die lokale Bevölkerung einzubeziehen, warnt 
vor Korruption und nationalen Eliten, die sich selbst 
zu begünstigen versuchen, sowie vor rent-seeking.6
So stellt auch die Welternährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation FAO in ihrem jüngsten Wald-
zustandsbericht „State of the World’s Forests“ (FAO 
2009) fest, dass schlechte Regierungsführung, schwa-
che Institutionen und geringe Einkommen die größ-
ten Hindernisse für ein effektiv funktionierendes 
Waldschutzsystem sind. Genau davon ist die große 
6 Auch politische Rente, es handelt sich um ein Einkommen, das 
über den Staat vermittelt ist, und für das keine (größere) Gegen-
leistung erbracht wird; dies sind etwa unmittelbare staatliche 
Transfers oder Einkünfte, die durch (politisch gesteuerte) staat-
liche Diskriminierung von Wettbewerbern realisiert werden.
Mehrzahl der Staaten im Kongobecken auf gravie-
rende Weise betroffen. Sie gehören nicht nur zu den 
ärmsten Ländern der Welt, sondern werden – ab-
gesehen vom Inselstaat São Tomé & Príncipe – alle-
samt seit Jahrzehnten mehr oder minder autoritär 
regiert (Freedom House), mit den bekannten negati-
ven Folgen für die Qualität der Regierungsführung. 
Zudem verfügen sie den Regierungsindikatoren der 
Weltbank zufolge nicht nur über negative Werte 
(Word Bank 2009), sondern sind teilweise höchst 
fragile Staaten, die von Bürgerkriegen heimgesucht 
werden und kaum ihr eigenes Territorium kontrol-
lieren (z. B. DR Kongo, Tschad, ZAR). Selbst wenn 
für einzelne Staaten seit Mitte der 1990er Jahre teil-
weise ein positiver Trend etwa in der „Effektivität der 
Regierungsführung“ oder der Rechtsstaatlichkeit (z. 
B. sehr deutlich für Ruanda) zu verzeichnen ist, so 
handelt es sich zumeist doch nur um graduelle, kei-
nesfalls um substanzielle Verbesserungen ausgehend 
von einem sehr niedrigen Niveau. Für Burundi und 
Tschad wird sogar eine sehr deutliche Verschlechte-
rung festgestellt. Laut Weltentwicklungsbericht ran-
gieren Ruanda, Burundi, DR Kongo, Tschad und die 
Zentralafrikanische Republik unter den Ländern mit 
der niedrigsten „menschlichen Entwicklung“ zwi-
schen den Plätzen 6 und 7 von 77, während sich 
die übrigen Staaten des Kongobeckens in der unteren 
Hälfte der Rangliste mit „mittlerer menschlicher“ Ent-
wicklung befinden (UNDP 2008).
7.	 Herausforderungen	und	Widersprüche
Ganz offenkundig stellen die gesellschaftlichen Ver-
hältnisse in den autoritären Regimen des Kongo-
beckens eine große Herausforderung für die inter-
nationale Klimapolitik dar. Für eine effektive Wald- 
schutzpolitik sind nicht nur tief greifende Refor-
men im politischen System und in der staatlichen 
Verwaltung notwendig (die den Umfang von Staats-
aufbau haben), sondern auch beträchtliche soziale 
und wirtschaftliche Entwicklungsleistungen, die mit 
erheblichen Investitionen verbunden sind. Bleiben 
solche Reformen aus, droht angesichts der neopa-
trimonialen Verhältnisse in den betroffenen Staaten, 
die von extrem schwachen Institutionen und korrup-
ten Eliten gekennzeichnet sind, die Gefahr, dass die 
zusätzlichen Transferleistungen, welche die interna-
tionale Waldschutzagenda mit sich bringt, weitge- 
hend ergebnislos versickern und nur die Renten-
einkommen der herrschenden Eliten aus minerali-
schen Bodenschätzen, Erdöl und Entwicklungshil-
fe mehren. Kurzfristig ist hier wenig zu erreichen, 
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handelt es sich doch zumeist um Dimensionen des 
Staatsaufbaus.
Zugleich vermittelt die internationale Waldschutz-
politik selbst höchst widersprüchliche Anreize, die 
unbeabsichtigte Folgen haben können. Das gegen-
wärtig diskutierte System der Ausgleichszahlungen 
kann durchaus dazu führen, dass die Abholzung 
mehr oder weniger informell und illegal weiter voran-
getrieben oder auch nur geduldet wird, um dadurch 
am Ende in den Genuss höherer Zahlungen zu kom-
men. Daneben stehen Fragen nach der Gerechtigkeit 
im Raum. Der Regenwald im Kongobecken ist weit 
weniger zerstört und degradiert als der indonesi-
sche – einfach aufgrund geringerer kommerzieller 
Nutzung. Indonesien betreibt eine klare von kom-
merziellen Interessen geleitete Politik, wonach die 
Ausweitung der Palmplantagen für die weltweite 
Nachfrage nach Biobrennstoffen gefördert wird – 
angeblich im Interesse des Weltklimas. Sollte nun 
Indonesien für seine waldvernichtende Politik durch 
Ausgleichszahlungen mehr belohnt werden als die 
Kongobeckenstaaten, die ihrem Wald weniger Scha-
den zugefügt haben? Dies würde dazu führen, dass 
„Sünder“ belohnt werden und Länder, die eine gerin-
gere Entwaldungsrate aufweisen, benachteiligt wer- 
den. Im Sinnen einer nachhaltigen internationalen 
Wald- und Klimaschutzpolitik ebenso wie bezüglich 
REDD sind diese Fragen noch ungeklärt.
Da REDD vermutlich Teil des Kyoto-Nachfolge-
abkommens von Kopenhagen 2009 sein wird, gilt 
es, einige konzeptionelle Fehler zu beseitigen, damit 
das Rahmenprogramm nicht zu einem kostspieligen 
„Papiertiger“ wird. Dazu zählt vor allem eine bessere, 
reformorientierte Geberkoordination gegenüber den 
schwachen Staaten des Kongobeckens im Hinblick 
auf Demokratisierung und gute Regierungsführung.
Letztlich wird der Erfolg von REDD davon ab-
hängen, Fragen der Transparenz, Ressourcenrechte 
und Verteilung von Ausgleichszahlungen in den Vor-
dergrund zu rücken.
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